
Steht Präsenz Schweiz vordem Aus?
Landeswerbung DiePR-Organisation gerät wegen der

Weltausstellung und Forderungen des Parlaments unter Druck

Die Landeswerbungs-Orga-
nisation Präsenz Schweiz
steht seit längerem unter
Druck. Nun könnten Bud-
getentscheide des Bundes-
rats und Vorstösse aus
dem Parlament das Ende
derOrganisation einläuten.

DANIEL FOPPA

Ende der Neunzigerjahre war
das Image derSchweiz argange-
kratzt. Diskussionen umnach-
richtenlose Vermögen und das
Verhalten der Schweiz-zur Nazi-
Zeit führten vorallem inden
USA zuscharfer Kritik. Als Folge
davon sagte das Parlament Ja
zurGründung der bundeseige-
nen PR-Organisation Präsenz
Schweiz, die 2001 ihren Betrieb
aufnahm. Hauptaufgabe der
Organisation istes,das interna-
tionale Erscheinungsbild der
Schweiz zupflegen und allge-
meine Kenntnisse über unser
Land zuvermitteln.

DieKritik an Präsenz
Schweiz liess indes nicht lange
auf sich warten. «Dieses staat-
lich betriebene Fremdenver-
kehrsbüro istüberflüssig», er-
klärt derZürcher SVP-National-
ratChristoph Mörgeli. Für ihn
betreibt Präsenz Schweiz bloss

«Fassadenrenovation». Ineiner
Motion fordert Mörgeli deshalb
die Abschaffung der Organisati-
on. Der Vorstoss istunterdessen
abgeschrieben worden, doch
Mörgeli will ihn wieder aufs
Tapet bringen.

Calmy-Rey musste nachgeben
Die Luft wird derweil unab-

hängig von Mörgelis Vorstoss
dünn für Präsenz Schweiz. So

hatderBundesrat amMittwoch
beschlossen, dass dieOrganisa-
tion 7Millionen Franken anden
23Millionen teuren Schweizer
Auftritt anden Weltausstellun-

genvon Saragossa (2008) und
Schanghai (2010) beisteuern
muss. Dies, obwohl die «Verord-
nung über diePflege des
schweizerischen Erscheinungs-
bildes imAusland» festhält,
dass dieTeilnahme anWeltaus-
stellungen über «ausserordent-
liche Beiträge der Eidgenossen-
schaft» läuft.

Dem Vernehmen nach muss-
teAussenministerin Micheline
Calmy-Rey, deren Departement
Präsenz Schweiz unterstellt ist,
die Budgetkürzung hinnehmen,
um denAuftritt anden Welt-
ausstellungen überhaupt zuret-
ten. Das Thema sollannicht we-
niger alsdrei Bundesratssitzun-

gen besprochen und zuvor zwei-
mal verschoben worden sein.
Dabei seiauch der Verzicht auf
einen Auftritt inSaragossa zur
Diskussion gestanden.

Um diesen peinlichen Fall
abzuwenden, bot Präsenz
Schweiz schliesslich von sich
aus an,3Millionen aus dem or-
dentlichen Jahresbudget beizu-
steuern. Daraus sind nun7Mil-
lionen geworden. Zählt man die
budgetierten 4Millionen Spon-
sorengelder dazu, fürdie Prä-
senz Schweiz eine Defizitgaran-
äe liefern musste, könnten die
Weltausstellungen ein Loch von
11Millionen indieKasse der Or-
ganisation reissen. Ein happiger
Betrag angesichts des Budgets
von Präsenz Schweiz, das letztes
Jahr 10,3 Millionen betragen
hat.

Ungemach droht Präsenz
Schweiz auch aus dem Parla-
ment. DieWirtschaftskommissi-
on desNationalrats fordert inei-
ner Motion eine komplette Reor-
ganisation der Landeswerbung.
Siestellt dabei eine Fusion von
Präsenz Schweiz mit Schweiz
Tourismus und der Wirtschafts-
Förderorganisation Standort

Schweiz zur Diskussion. Zudem
fordern die Nationalräte Kos-

teneinsparungen von 20Pro-

zent. Der Bundesrat beantragt
Annahme der Motion, und auch
die ständerädiche Wirtschafts-
kommission unterstützt 'laut
Präsident Hannes Germann
(SH/SVP) den Vorstoss. Gut mög-
lich, dass Präsenz Schweiz bei
dieser Reorganisation unter die
Räder kommt. ImGegensatz zu
den beiden anderen touristisch
und wirtschaftlich ausgerichte-
tenOrganisationen verfügt Prä-
senz Schweiz kaum über eine
Lobby imParlament.

Matyassy will kämpfen
«Die Landeswerbung der

Schweiz darf nicht aufden Tou-
rismus reduziert werden», be-
tont derweil Präsenz-Schweiz-
Direktor Johannes Matyassy. Er
unterstreicht die Bedeutung sei-
ner Organisation, dieumfassen-
deLandeswerbung betreibe -
auch impräventiven Sinn. «Ge-

nau eine solche Organisation
fehlte uns vor der Debatte über
die nachrichtenlosen Vermö-
gen», sagt Matyassy. Erwürde es
deshalb als völlig verfehlt erach-
ten, Präsenz Schweiz aufzuge-
ben und will fürdie Organisati-
onkämpfen. Vorderhand istder
Direktor jedoch damit beschäf-
tigt, den Sparauftrag aus dem
Bundesrat umsetzen. Konkret
bedeutet das, die Ausgaben be-
reits dieses Jahr umeine Million
zurückzufahren -bei längst
aufgegleisten Programmen.

 




